
 

 
 
 
 

 

  

 

IP / IT / Datenrecht 

OLG Hamburg: Nennung des Klar-
namens bei Online-Bewertungen

Das Hanseatische Oberlandesgericht Ham-
burg (OLG) hat sich mit negativen Bewer-
tungen auf Online-Arbeitgeber-Bewer-
tungsplattformen befasst (OLG Hamburg 
Beschl. v. 8.2.2024 – 7 W 11/24). Dabei 
geht es im Kern um die umstrittene Frage, 
inwieweit das Interesse des Verfassers sol-
cher Bewertungen anonym zu bleiben hin-
ter dem Interesse des Bewerteten zurück-
treten muss, der in der Öffentlichkeit nicht 
willkürlichen Bewertungen von teils „un-
echten“ Personen ausgesetzt sein will. 
Schließlich besteht noch das Interesse des 
Plattformbetreibers selbst, die Verfasser 
anonym zu halten, weil ansonsten sein Ge-
schäftsmodell gefährdet wird. 

Im Eilverfahren hat das OLG nun überra-
schend den Anonymitätsschutz von Ver-
fassern aufgelockert und damit das 
Recht auf Anonymität der Verfasser im 
Vergleich zu dem Unternehmerpersönlich-
keitsrecht (Art. 2 Abs. 1, 19 Abs. 3 Grund-
gesetz) als weniger wichtig gewertet. So-
fern Bewertete die Echtheit von negativen 
Bewertungen anzweifelten, genügte es bis-
lang, wenn die Plattformbetreiber die 
Echtheit der Bewertungen mittels anony-
misierter Nachweise von den Verfassern 
belegten. Nach der Entscheidung des 7. Zi-
vilsenats ist dies jedoch nicht mehr ausrei-
chend. 



IP / IT / Datenrecht | OLG Hamburg: Nennung des Klarnamens bei Online-Bewertungen 

orthkluth.com  

Hintergrund 
In dem vorliegenden Fall zweifelte eine Ar-
beitgeberin die Echtheit negativer Bewer-
tungen über ihr Unternehmen auf Kununu 
an und verlangte die Löschung von zwei 
konkreten Bewertungen. Daraufhin for-
derte Kununu die Arbeitgeberin auf nach-
zuweisen, dass tatsächlich eine Rechtsver-
letzung vorliege, die eine Löschung recht-
fertigen würde. Allerdings blieb dieser 
Nachweis aus, sodass keine Löschung der 
Bewertungen erfolgte. Aus diesem Grund 
beantragte die Arbeitgeberin den Erlass 
einer einstweiligen Verfügung, die die Lö-
schung der Bewertung bei Kununu for-
derte. Erst daraufhin bat Kununu die Ver-
fasser der Bewertungen Tätigkeitsnach-
weise vorzulegen, die die Echtheit der Be-
wertungen belegten. Die ihr übersandten 
Tätigkeitsnachweise anonymisierte 
Kununu und leitete sie an die Arbeitgebe-
rin weiter. 

Das erstinstanzlich zuständige Landge-
richt Hamburg (LG) wies den Antrag der 
Arbeitgeberin auf Löschung zurück (Be-
schl. v. 08.01.2024, Az. 324 O 559/23). Das 
LG war der Ansicht, dass die anonymisier-
ten Tätigkeitsnachweise ausreichten, die 

Mitarbeiterstellung und damit auch die 
Echtheit der Bewertungen zu belegen. Da-
gegen legte die Arbeitgeberin sofortige Be-
schwerde ein. 

Bisherige Rechtsprechung 
Die Anonymität der Verfasser von Online-
Bewertungen wurde bisher stets ge-
schützt. Bereits im Jahr 2014 entschied der 
Bundesgerichtshof (BGH), dass ein Portal-
betreiber nach § 13 Abs. 6 S. 1 Telemedi-
engesetz (TMG) die Nutzung von Tele-
medien anonym oder unter Pseudonym 
ermöglichen muss (Urteil vom 01.07.2014, 
Az. VI ZR 345/13). Bestärkt wurde das 
Recht der Verfasser auf Anonymität 
durch die Entscheidung des BGH zu 
Jameda, dem Ärztebewertungsportal (Urt. 
v. 01.03.2016, Az. VI ZR 34/15). Lediglich 
den Plattformbetreibern wurden gestei-
gerte Pflichten auferlegt, um gegen Falsch-
bewertungen vorzugehen. Sofern eine Be-
wertung beanstandet wird, müssen sie den 
Verfasser auffordern, Belege für die Be-
wertung einzureichen, die deren Echtheit 
beweisen. Auch in weiteren Entscheidun-
gen betonte der BGH das Recht auf Anony-
mität und stellte klar, dass es für den Nach-
weis eines geschäftlichen Kontakts zwi-
schen dem Bewerteten und Verfasser aus-
reiche, wenn der Portalbetreiber die ein-
gereichten Belege in anonymisierter 
Form – daher ohne den Klarnamen zu nen-
nen – an den Bewerteten weiterleite. Der 
Betreiber eines Bewertungsportals sei ge-
setzlich dazu verpflichtet, die Anonymität 
der Nutzer zu gewährleisten nach § 19 
Abs. 2 Telekommunikation-Telemedien-
Datenschutz-Gesetz (TTDSG) (BGH, Urteil 
v. 9. 8. 2022, Az. VI ZR 1244/20). 

Das OLG Hamburg ging nun einen Schritt 
weiter und entschied, dass die Anonymität 
der Verfasser aufgehoben werden könne 
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und bei Zweifeln an der Echtheit der Be-
wertung die Bewertung dauerhaft ge-
löscht werden müsse. Die Entscheidung 
macht deutlich, dass man Rufschädigun-
gen durch anonyme Bewertungen in Zu-
kunft Einhalt gebieten möchte. 

Weiterleitung der Belege 
Zunächst verwies das OLG auf die Ent-
scheidung des BGH in Bezug auf Hotel-Be-
wertungsportalen (Urteil vom 09.08.2022, 
Az. VI ZR 1244/20) und stellte klar, dass 
die dort entwickelten Grundsätze für jede 
Form von Online-Bewertungsportalen gel-
ten, mithin auch für Arbeitgeber-Bewer-
tungsportale. Für die Beanstandung ei-
ner Bewertung sei es demnach grund-
sätzlich ausreichend, wenn der Bewer-
tete lediglich rüge, dass der Bewertung 
kein tatsächlicher Kontakt des Verfas-
sers mit seiner Leistung zugrunde liege. 
Auf die Rüge hin muss der Portalbetrei-
ber Belege von den Verfassern anfor-
dern und diese an den Bewerteten weiter-
leiten. Wenn hingegen allein der Portalbe-
treiber die Belege überprüft und die Echt-
heit der Verfasser bestätigt, genügt dies 
nicht um auszuschließen, dass die Bewer-
tung tatsächlich keinen Rechtsverstoß 
darstellt. Eine Weiterleitung an den Be-
werteten ist zwingend erforderlich, da-
mit er die Möglichkeit hat nachzuvollzie-
hen, ob der Verfasser tatsächlich jemals 
mit ihm in irgendeiner Weise im geschäft-
lichen Kontakt stand. So erklärt das OLG: 
„Die Möglichkeit zu einer eigenen Überprü-
fung des Vorliegens eines geschäftlichen 
Kontakts darf dem von der Bewertung Be-
troffenen nicht in der Weise genommen 
werden, dass der Portalbetreiber die Über-
prüfung für sich vornimmt und dem Bewer-
teten dann versichert, sie habe ein positives 
Ergebnis erbracht; ansonsten stünde der 

Betroffene, der geltend macht, nicht zu wis-
sen, ob er überhaupt Kontakt zu dem Be-
werter hatte, der Behauptung des Portalbe-
treibers, dies sei der Fall gewesen, wehrlos 
gegenüber.“ 

Aufhebung der Anonymität 
oder Löschung der Bewer-
tung 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtspre-
chung entschied das OLG aber nunmehr, 
dass der Bewertete die Löschung der Be-
wertung verlangen könne, wenn der Por-
talbetreiber den Verfasser ihm gegenüber 
nicht so individualisiert, dass er das Vor-
liegen eines geschäftlichen Kontaktes 
überprüfen kann. Dabei darf der Bewer-
tete seine Rüge so lange aufrechterhal-
ten, bis der Verfasser hinreichend indi-
vidualisiert ist. Konkret bedeutet dies, 
dass die Weiterleitung der Belege an den 
Bewerteten in anonymisierter Form nicht 
mehr ausreicht. Das Gericht argumen-
tierte, dass Mitarbeiterkritik auf Bewer-
tungsplattformen sich immer auf konkrete 
Fälle beziehe. Die Umstände könnten je-
doch nur dann vom Arbeitgeber über-
prüft werden, wenn der Verfasser der 
Bewertung dem Arbeitgeber bekannt 
sei. Das OLG schreibt dazu: „Auch bei der 
Bewertung des Arbeitgebers kann sich eine 
Kritik auf konkrete Fälle beziehen, die auf 
ihre tatsächliche Gegebenheit von ihm nur 
dann überprüft werden können, wenn die 
Person des – möglicherweise nur angeblich 
– betroffenen Arbeitnehmers oder jedenfalls 
einer konkreten Situation, die geschildert 
wird, bekannt sind.“ 

Um sich seiner Pflichten zu entledigen und 
die Identität der Verfasser nicht preisge-
ben zu müssen, wandte der Portalbetrei-
ber ein, dass der Bewertete bereits anhand 
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der Bewertung viel besser eine eigenstän-
dige Prüfung vornehmen könne als der 
Portalbetreiber selbst. Schließlich habe er 
im Gegensatz zum Bewerteten stets nur ei-
nen einmaligen Kontakt zum Verfasser 
und der Bewertete könne aufgrund inner-
betrieblicher Kenntnisse auf die Person 
des Verfassers schließen. Dem folgte das 
Gericht jedoch nicht und blieb bei seiner 
Ansicht. 

Berufung auf Datenschutz 
nicht möglich 
Daraufhin wendete der Portalbetreiber 
ein, dass er den Namen des Verfassers aus 
Datenschutzgründen nicht ohne dessen 
Zustimmung nennen dürfe. Nach Ansicht 
des OLG besteht vorliegend solch ein An-
spruch auf Anonymität des Verfassers 
aus Datenschutzgründen jedoch nicht: 
„Selbst wenn § 21 TTDSG – wegen des Erfor-
dernisses des Verfahrens nach dessen Abs. 2-
4 – diese Konsequenz haben sollte, dürfte 
das nicht dazu führen, dass eine Bewertung 
öffentlich zugänglich gehalten werden darf, 
solange dem Bewerteten die Möglichkeit ge-
nommen ist zu klären, ob ihr überhaupt ein 
geschäftlicher Kontakt mit dem Bewerter 
zugrunde liegt.“ Das Gericht führte aus, 
dass es für den Bewerteten entschei-
dend sei, eine tatsächliche Grundlage 
zu erhalten, die ihm ermöglicht, die 
Rechtmäßigkeit einer negativen Be-
wertung zu überprüfen. Dazu gehöre 
auch die Identität des Urhebers der Be-
wertung. Es sei ein typisches Geschäftsri-
siko, dass der Verbreiter der Bewertung – 
hier das Bewertungsportal – den Verfasser 
namhaft machen darf, kann oder will. 

Im Ergebnis lässt das OLG damit den Da-
tenschutz und Anonymitätsschutz hinter 
dem Unternehmenspersönlichkeitsrecht  

 

(Art. 2 Abs. 1, 19 Abs. 3 Grundgesetz) zu-
rücktreten, um dem Unternehmen die 
Möglichkeit zu geben, sich gegen eine Be-
wertung verteidigen zu können. 

Beanstandung mehrerer Be-
wertungen 
Bewertete dürfen auch gegen eine Vielzahl 
an Bewertungen vorgehen, wenn sie deren 
Echtheit bezweifeln. Ein solches Vorgehen 
ist nicht rechtsmissbräuchlich. Denn 
nach Ansicht des OLG sei es durchaus 
denkbar, dass auf einem Bewertungspor-
tal eine Vielzahl an Bewertungen einge-
stellt werden, die nicht auf echten Erfah-
rungen beruhen. 

Auswirkungen auf das Ar-
beitsrecht 
Das OLG Hamburg verkennt in seinem Be-
schluss nicht, dass die Verfasser bei Aufhe-
bung ihrer Anonymität Repressalien ihres 
Arbeitgebers ausgesetzt werden könnten. 
Der Arbeitgeber werde eine Kündigung 
des Arbeitnehmers in Betracht ziehen, 
wenn dieser negative Bewertungen über 
ihn veröffentliche. 



IP / IT / Datenrecht | OLG Hamburg: Nennung des Klarnamens bei Online-Bewertungen 

orthkluth.com  

 
Allerdings wird eine negative Bewertung 
nicht per se zu einer Abmahnung oder 
Kündigung führen. Zunächst ist proble-
matisch, ab wann eine Bewertung über-
haupt als negativ eingestuft werden kann. 
Insbesondere bei Bewertungsportalen mit 
Sternebewertungen ist fraglich, ob bei 3 
von 5 Sternen bereits eine negative Bewer-
tung vorliegt. Zudem sind Meinungsäuße-
rungen und sachliche Kritik im Gegensatz 
zur Schmähkritik zulässig, wobei unerheb-
lich ist, was der Arbeitgeber von diesen 
Äußerungen hält.   

Hingegen können falschen Behauptungen, 
die Preisgabe von Geschäftsgeheimnissen 
oder bloße Schmähkritik gerade im Hin-
blick auf Veröffentlichungen im Internet, 
und damit der Zugänglichmachung für ei-
nen großen Personenkreises, eine Abmah-
nung oder Kündigung nach sich ziehen. 

Demnach sollten Arbeitgeber nur bei gra-
vierenden Fällen offensichtlich falscher 
Tatsachenbehauptungen, Preisgabe von 
Geschäftsgeheimnissen oder massiver 
Schmähkritiken eine (ggf. fristlose) Kündi-
gung in Betracht ziehen und ansonsten zu-
nächst die Löschung der Beiträge 

beantragen oder eine Richtigstellung in 
den Kommentaren vornehmen.  

Ausblick 
Der Beschluss des OLG leitet ein Umden-
ken in der äußerungsrechtlichen 
Rechtsprechung ein. Bislang konnten sich 
Bewertete gegen ungerechtfertigte nega-
tive Bewertungen, die ihre Reputation und 
Attraktivität erheblich beeinträchtigten, 
nur schwer verteidigen. Der Datenschutz 
und die Anonymität waren wichtiger als 
das Unternehmenspersönlichkeitsrecht. 
Die weitreichenden Folgen für Unterneh-
men wurden kaum berücksichtigt. Nun-
mehr werden die Verfasser von Bewertun-
gen in die Verantwortung genommen und 
es drohen ihnen rechtliche Konsequenzen. 
Für sie wird es gefährlich, wenn sie auf Be-
wertungsplattformen unwahre Tatsachen-
behauptungen oder unzulässige Mei-
nungsäußerungen veröffentlichen. Sie ris-
kieren nicht nur die Aufhebung ihrer Ano-
nymität, sondern auch teure Abmahnun-
gen. 

Dabei ist zu erwarten, dass der Beschluss 
von anderen Gerichten aufgegriffen und 
auch auf andere Bewertungsplattfor-
men angewandt werden wird. Die Ent-
scheidung gilt zwar zunächst nur für Ar-
beitgeberbewertungen auf Kununu. Den-
noch lassen sich die dargelegten Grunds-
ätze auch auf das Verhältnis zwischen 
Dienstleistern und Kunden übertragen. 

Insgesamt ist die Entscheidung zu begrü-
ßen, da sie nicht nur das Unternehmens-
persönlichkeitsrecht stärkt, sondern auch 
dazu führen wird, dass sich die Glaubwür-
digkeit von Bewertungen auf Bewertungs-
portalen erhöht und insgesamt transpa-
rentere und fairere Plattformen geschaf-
fen werden. 
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Nur vorläufige Regelung 
Zu beachten ist aber, dass das OLG die Ent-
scheidung im Eilverfahren getroffen hat. 
Es handelt sich daher nur um eine vorläu-
fige Regelung. Kununu hat bereits ange-
kündigt gegen diesen Beschluss vorzu-
gehen und strebt eine rechtsverbindliche 
und endgültige Entscheidung an. Es ist da-
von auszugehen, dass Kununu in der Sache 
ein Hauptsacheverfahren vor dem LG 
Hamburg mit einer erneuten Entschei-
dung des OLG Hamburg eröffnen lassen 
und gegebenenfalls im Anschluss das Ur-
teil des OLG Hamburg im Wege der Revi-
sion oder Nichtzulassungsbeschwerde vor 
den BGH angreifen wird. 

Kununu gibt sich siegessicher und ver-
weist dabei auf die bisherige höchst-
richterliche Rechtsprechung. Der BGH 
habe mehrfach betont, dass die Abgabe 
anonymisierter Bewertungen in Bewer-
tungsportalen wie Kununu gesetzlich an-
erkannt und eine Weiterleitung von Bele-
gen in anonymisierter Form ausreichend 
sei. Kununu wolle auch weiterhin die Iden-
tität der Nutzer schützen. Daher sähen sie 
sich aufgrund der aktuellen Entscheidung 
nicht dazu verpflichtet, die Klarnamen der 
Nutzer herauszugeben. 

Der Rechtsstreit ist noch nicht beendet 
und es bleiben weitere Entscheidungen 
abzuwarten. Insoweit können folglich 
noch keine abschließenden Aussagen ge-
troffen werden. Der Prozess des Umden-
kens hat jedoch begonnen. 
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